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Dieu même a besoin de cloches 
Alphonse de Lamartine 

Vorwort 

Regierungsamtliche Öffentlichkeitsarbeit  steht seit jeher bei ihrer Zielgruppe, 
der sie mit ihren Steuermitteln finanzierenden Öffentlichkeit,  naturgemäß bei 
der Opposition, aber auch bei den Regierungsparteien und nicht zuletzt mitunter 
selbst bei Regierungsmitgliedern, im Hautgout einer — je nach Perspektive — 
nicht immer ganz legalen oder verspielten „Prämie auf den legalen Machtbesitz". 
Für die Rechtsprechung hat sich der Blick lange Zeit nur auf die Wahlkampfpro-
blematik verengt. Nach der Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 1977 zur Abgrenzung von zulässiger Öffentlichkeitsarbeit 
und unzulässiger Wahl Werbung der Bundesregierung sind zwar noch eine Reihe 
weiterer verfassungs- und verwaltungsgerichtlicher Judikate zu diesem Problem-
kreis ergangen, die aber nur wenig zur Orientierung beigetragen haben. Erst neue 
mediale Handlungsformen der Exekutive, insbesondere ihr verstärkter Griff  zu 
Warnungen, Appellen und Empfehlungen, haben die Diskussion belebt und — 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund kostenintensiver Social-Marketing-Kampag-
nen in der jüngeren Vergangenheit — nachhaltig die Notwendigkeit einer moder-
nen Analyse des Instrumentariums und seiner Legitimationsgrundlagen unterstri-
chen. Bekanntlich gehört die Öffentlichkeitsarbeit  zur nicht immer sehr geordne-
ten Kategorie des „informalen",  nach traditioneller Betrachtungsweise schlicht-
hoheitlichen Staatshandelns. 

Angeregt zu der Untersuchung hat mich meine Tätigkeit als Referent im Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung. Sie hat mir vor allem den nötigen 
Überblick über das umfangreiche Faktenmaterial ermöglicht. Den ersten Anstoß 
gab mir Herr Ministerialrat a. D. Paul Boekers, mit dem ich die Informationskam-
pagne zur Volkszählung im Jahre 1987 vorbereiten konnte. Dennoch versteht es 
sich von selbst, daß die Bearbeitung keine Amtsmeinung wiedergibt, sondern 
die persönliche Auffassung  des Verfassers. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 1991 von der Rechts- und Staatswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Bonn als Dissertation angenommen. Dem 
Erstgutachter, Herrn Prof.  Dr. Fritz Ossenbühl, bin ich dankbar für die Freiheit, 
die er mir bei der Gestaltung gewährte, Herrn Prof.  Dr. Wolfgang Löwer für die 
rasche Erstellung des Zweitgutachtens und dem Bundesminister des Innern für 
die Gewährung eines großzügigen Druckkostenzuschusses. Dank schulde ich 
auch Frau Anne-Kirsten Wohlleben für ihre tatkräftige Unterstützung bei den 
Korrekturen und nicht zuletzt all denjenigen Freunden und Kollegen, die mich 
in zahlreichen Gesprächen immer wieder zu einer Auslotung meiner Standpunkte 
gezwungen oder auch nur in Zeiten besonderer Anspannung mit Geduld ertragen 
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haben. Ich widme die Arbeit meinen Eltern, die mit ihrer stetigen Unterstützung 
den größten Anteil daran haben, daß sie überhaupt geschrieben wurde. 

Das Manuskript wurde im Januar 1991 abgeschlossen. Später veröffentlichte 
Judikatur, insbesondere die Glykolwein-Urteile und die Jugendsekten-Entschei-
dungen des Bundesverwaltungsgerichts, sowie im Anschluß daran erschienenes 
Schrifttum wurden — soweit möglich — berücksichtigt. Auch das Urteil des 
Verfassungsgerichtshofes  für das Land Nordrhein-Westfalen  vom 15. Oktober 
1991 zur Wahlein Wirkung einer Kampagne der Landesregierung zum Umwelt-
schutz konnte in einigen Verweisen noch verarbeitet werden. 

Bonn, im Dezember 1991 Frank  Schürmann 
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ESVGH = Amtliche Entscheidungssammlungen der Verwaltungsgerichtshöfe 
EuGRZ = Europäische Grundrechte - Zeitschrift 
FAZ = Frankfurter  Allgemeine Zeitung 
FN = Fußnote 
GGO I = Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 
GMB1 = Gemeinsames Ministerialblatt der Bundesministerien 
GO = Gemeindeordnung 
GOBReg = Geschäftsordnung der Bundesregierung 
GOBTag = Geschäftsordnung des Bundestages 
HGrG = Haushaltsgrundsätzegesetz 
IPBPR = Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
JWG = Gesetz zur Jugendwohlfahrt 
KritV = Kritische Vierteljahresschrift  für Gesetzgebung und Rechtswissen-

schaft 
KrO = Kreisordnung 
LMedienG = Landesmediengesetz 
LPG = Landespressegesetz 
LRG = Landesrundfunkgesetz 
M/D/H/Sch = Maunz / Dürig / Herzog / Scholz, Kommentar zum Grundgesetz 
η. v. = nicht veröffentlicht 
NVwZ = Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht 
NVwZ-RR = NVwZ Rechtsprechungs-Report Verwaltungsrecht 
NW = Nordrhein-Westfalen 
NWVB1 = Nordrhein-Westfälische  Verwaltungsblätter 
PartG = Parteiengesetz 
PVS = Politische Vierteljahresschrift 
Rdnr. = Randnummer 
Saarl = Saarland 
SchlH = Schleswig-Holstein 
Sten. Ber. = Stenographische Berichte des Deutschen Bundestages 
StGH = Staatsgerichtshof 
StVO = Straßenverkehrsordnung 
UVP-Richtlinie = Richtlinie des Europäischen Rates vom 27.6.1985 über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung 
VerfGH = Verfassungsgerichtshof 
VerwArch = Verwaltungsarchiv 
VGH = Verwaltungsgerichtshof 
WUR = Wirtschaftsverwaltungs-  und Umweltrecht 
ZBR = Zeitschrift  für Beamtenrecht 
ZfP = Zeitschrift  für Politik 
ZLR = Zeitschrift  für Lebensmittelrecht 
ZParl = Zeitschrift  für Parlamentsfragen 
ZUM = Zeitschrift  für Urheber- und Medienrecht / Film und Recht 

Im übrigen wird Bezug genommen auf Kirchner, Hildebert / Kastner, Fritz, Abkürzungs-
verzeichnis der Rechtssprache, 3. Aufl., Berlin/New York 1983 



Einleitung 

I. Zum Selbstverständnis staatlicher Selbstdarstellung 

Selbstdarstellung ist „ein notwendiges Element einer jeden Staatlichkeit"1. 
Schon für Aristoteles war das Maß der Größe eines staatlichen Gemeinwesens 
von der Reichweite der Stimme seines Herolds bestimmt2. Solange es Staaten 
gibt, bemühen sich diese im Rahmen ihrer ideologischen, politischen, rechtlichen, 
technischen und finanziellen Möglichkeiten um die richtige Selbstdarstellung3 

als Mittel oder Werkzeug zur Präsentation und Durchsetzung ihrer staatspoliti-
schen Ziele und nutzen, wie schon Max Weber vermerkte, „prosaische Schallwel-
len und Tintentropfen" als „physische Träger des leitenden (politischen und 
militären) Handelns"4. Absolutistische und totalitäre Regime tun es, Monarchien 
tun es, demokratisch-republikanische Staaten tun es — aus freilich immer anderen 
Motiven heraus. Kennzeichnend ist das jeweilige Verhältnis zur Presse: Napoleon 
I. tat es, weil er einem bekannten, ihm zugeschriebenem Wort zufolge „drei 
Zeitungen mehr als tausend Bajonette" fürchtete, Bismarck tat es, indem er sich 
die Presse gefügig machte, um so ihren unkontrollierten Einfluß auf die öffentliche 
Meinung zu unterbinden5, die nationalsozialistische Diktatur tat es im Wege der 
Gleichschaltung der Presse zum Zwecke der „geistigen Einwirkung auf die Na-
tion"6, die Regierung im demokratischen Rechtsstaat der Bundesrepublik 
Deutschland schließlich tut es — und darin liegt eine Eigenheit des republikani-
schen Staates — zur Erfüllung einer Verfassungspflicht  gegenüber dem Staats-
volk und der freien Presse7. 

Die Bürger in der Bundesrepublik Deutschland haben von staatlicher Selbstdar-
stellung und staatlichem Selbstbewußtsein zumindest in der Zeit vor der Wieder-
vereinigung lange nichts mehr wissen wollen. Demzufolge ist auch der Auf- und 
Ausbau des staatlichen Informationswesens, welches nicht nur mit der Vermitt-
lung reiner Information, sondern auch mit dem befaßt ist, was man als „Staatspfle-
ge" umschreiben mag8, bis heute stark belastet mit den Erinnerungen an eine 

ι Stern, Staatsrecht I, S. 282. 
2 Aristoteles, Politik, Siebentes Buch, 4. Kapitel, nach 1326 b. 
3 Quaritsch, Herbert, Vorwort, in: ders., Die Selbstdarstellung des Staates, S. 3. 
4 Max Weber, Staatssoziologie, S. 79. 
5 Fischer-Frauendienst, S. 17. 
6 Präambel der Verordnung über die Bildung des Reichsministeriums für Volksaufklä-

rung und Propaganda vom 30.6.1933, RGBl. I, S. 449. 
ι S. dazu unten 3. Teil, 1. Kapitel zu II. und III. 
» Krüger, Staatslehre, S. 214 ff. 
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Periode staatlich vollkommen beherrschter Informationspolitik,  deren Ziel die 
Okkupation der menschlichen Sinne und die Inszenierung einer emotional fesseln-
den Scheinwelt war. Im politischen Streit wie im wissenschaftlichen Disput um 
staatliche Öffentlichkeitsarbeit  wird immer wieder der Finger auf diese von der 
dunkelsten Epoche deutscher Geschichte geschlagene Wunde gelegt. Drei Bei-
spiele mögen dies verdeutlichen: 

Als der Deutsche Bundestag am 26. Juni 1968 über die Informationspolitik 
der Bundesregierung debattierte — eher unvorbereitet, denn es ging um die kurz 
zuvor bekannt gewordene, angeblich geplante Gründung einer „Bundeszentrale 
für politische Aufklärung" — erschöpfte sich dies im wesentlichen in der Diskus-
sion über die befürchtete Wiederbelebung eines „Propagandaministeriums"9 — 
zweifelsohne auch eine Folge eines allzu verkürzten Blickes auf die Geschichte 
staatlicher Presse- und Informationspolitik. 

Nicht unähnlich lauteten die Kommentare, als der Bundesminister für besonde-
re Aufgaben, Hans Klein, am 13. April 1989 in sein Amt als Regierungssprecher 
eingeführt  wurde10. Ehmke erteilte im Pressedienst der SPD vom gleichen Tage 
den Hinweis: „Das hat es in der zweiten deutschen Demokratie bisher so wenig 
gegeben wie in der ersten". Gemeint war der Ministerrang des Ernannten, unter-
schwellig wurde damit jedoch der Regierungssprecher und seine Behörde — 
wieder einmal — in die Nähe zum Goebbelsschen „Reichsministerium für Volks-
aufklärung und Propaganda" gerückt. 

Schließlich wurde Scholz als Verfechter  der gegenüber kartellrechtswidrig 
agierenden Unternehmen schonungslosen Veröffentlichungspraxis  des Bundes-
kartellamtes über seine Bußgeldverfahren 11 im Rahmen erbitterter Kontroverse 
die „Begünstigung totalitärer Staatsformen" vorgeworfen 12. 

Jede am Nationalsozialismus ausgerichtete Argumentation muß sich jedoch 
mit dem Einwand auseinandersetzen, „daß es nicht angeht, eine grundlegende 
staatsrechtliche Idee an die Begriffswelt  eines bestimmten Zeitabschnitts zu 
binden, dem damit eine normative Rolle gegeben wird"13. Einige Spotlights auf 
die Historie mögen die gleichsam natürliche Verzahnung von Staatsaufgabener-
füllung und Staatspflege belegen: 

Schon im Römischen Reich nutzte der Staat Informationsboten als probates 
Mittel, sich durch geeignete Nachrichten die Verbundenheit der Provinzen zu 
sichern14. Friedrich der Große gründete zwei eigene Staatszeitungen, lancierte 

9 S. Sten.Ber. der 183. Sitzung, S. 9901-9919. 
10 Zur organisationsrechtlichen Problematik dieser Ernennung s. oben 2. Teil, 2. 

Kapitel zu II.2.d)cc). 
π Scholz, NJW 1973, 481. 
12 So Heinemann /Marx, DB 1973, 1220 (1223 in FN 61). 
13 Scheuner, Das repräsentative Prinzip in der modernen Demokratie, S. 226; ähnlich 

derselbe, Verfassung, S. 182 f. 
14 Vgl. etwa Altschull, S. 21. 
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positive Nachrichten und unterdrückte die negativen, verfaßte gelegentlich auch 
eigene Pressekommentare unter dem Titel „Tagebuch eines preußischen Offi-
ziers". In diese Fußstapfen trat Napoleon I., zu dessen ersten Amtshandlungen 
es gehörte, die erst kurz zuvor befreite Presse wieder zu einem Organ staatlicher 
Autorität zu formen in der Erkenntnis: „Wenn ich der Presse die Zügel locker 
ließe, würde ich keine drei Monate im Besitz der Macht bleiben"15. Sein Bureau 
de l'esprit war das erste Propagandaministerium seiner Art und erdrosselte in 
der Hand des Polizeiministers Fouché alsbald die freie Presse16. 1815 veröffent-
lichte der preußische Staatsrat Varnhagen van Ense eine Denkschrift  über die 
Notwendigkeit, die öffentliche  Meinung nicht ohne die Mitwirkung der Stimme 
der Regierung zu lassen: Die vorsichtige Lenkung der öffentlichen  Meinung sei 
das einzige Mittel der Regierung, um das größte Gut des Staates, die öffentliche 
Meinung, nicht zu dessen größtem Übel werden zu lassen17. Friedrich Wilhelm 
IV. stellte 1841 in einer Kabinettsordre fest, heilsamer als jede Zensur sei das 
Bemühen der Behörden, „durch rechtzeitige Mittheilung auszuführender  Maaßre-
geln, durch leitende Artikel in den inländischen Zeitungen und vornehmlich in 
der Staatszeitung der anständigen Diskussion über Zweck und Tendenzen der 
Verwaltung selbst Richtung zu geben und ihr dann ein angemessenes Feld freier 
Bewegung zu gestatten"18. Die pressepolitische Meisterschaft  Bismarcks in der 
Steuerung subventionierter Blätter und „Preßagenten", vor allem in der Nutzung 
des 1849 privat gegründeten und 1867 in die preußische Pressepolitik nahtlos 
und monopolistisch eingebundenen Telegraphen- und Korrespondenzenbüros von 
Bernhard Wolff, ist allgemein bekannt19. Sein Nachfolger im Amt des Reichs-
kanzlers, Capri vi, erkannte die Unerläßlichkeit von Informationspolitik erst nach 
einigen außenpolitischen Mißerfolgen. Mit Erlaß vom 23. Dezember 1893 trug 
er zur Konzentrierung des „Preßdienstes" den obersten Reichsbehörden auf, alle 
Mitteilungen politischen Charakters, die für die Presse bestimmt waren, dem 
„Literarischen Büro" im Auswärtigen Amt unter der Leitung Otto Hammanns 
zur Bearbeitung und Weiterleitung zuzuleiten20. Unter Hammann wurde auch 
das Hindergrundgespräch mit handverlesenen Pressevertretern institutionalisiert, 
das mehr als 50 Jahre später in Adenauers „Teegesprächen" wieder aufleben 
sollte. Pläne, die Pressepolitik in der Reichskanzlei zu zentralisieren, blieben 
indessen bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges unerledigt. Die erste Demokra-
tie auf deutschem Boden holte dies nach und fügte zum 1. Oktober 1919 die bis 
dahin bestehende Pressestelle der Reichskanzlei mit Teilen der Propagandaabtei-

is Zitiert nach Sänger, S. 12 bei FN 13. 
16 Windsheimer, S. 19. 
17 Vgl. Sänger, S. 13. 
is Zitiert nach Sänger, S. 13 f.; Krueger, S. 1014 f.; zu Staatszeitungen im 19. Jahrhun-

dert s. Plenge, S. 15 ff. 
19 Vgl. insbes. die kommunikationshistorische Monographie von Basse, S. 8 ff.;  Fi-

scher-Frauendienst, passim (insbes. S. 50 ff.,  76 ff.);  Sänger, S. 15 f.; Krueger, S. 1015; 
Kordes / Pollmann, S. 11. 

20 S. dazu Hense, Kommunikationsobservanz, S. 155 ff. 




